 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/7500490/2022

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht erkennt durch die Richterin Mag. Andrea Ebner in der
Verwaltungsstrafsache gegen ***Bf1*** ***Bf1-Adr***, wegen der Verwaltungsiibertretung
nach § 5 Abs. 2 Wiener Parkometerabgabeverordnung, Amtsblatt der Stadt Wien Nr. 51/2005,
in Verbindung mit § 4 Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006, Landesgesetzblatt fir Wien Nr.
9/2006 in der Fassung LGBI. fiir Wien Nr. 24/2012, Gber die Beschwerde des Beschuldigten
vom 2. November 2022 gegen das Straferkenntnis des Magistrates der Stadt Wien vom

17. Oktober 2022, Zahl: MA67/226700717068/2022, zu Recht:

I. GemaR § 50 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VWGVG) in Verbindung mit § 24 Abs. 1
Bundesfinanzgerichtsgesetz (BFGG) und § 5 Gesetz liber das Wiener
Abgabenorganisationsrecht (WAOR) wird die Beschwerde als unbegriindet abgewiesen und das
angefochtene Straferkenntnis bestatigt.

II. GemaR § 52 Abs. 1 und 2 VwWGVG hat die beschwerdefiihrende Partei einen Beitrag zu den
Kosten des Beschwerdeverfahrens in Hohe von € 12,00 zu leisten.

Ill. Gemal § 25 Abs. 2 BFGG wird der Magistrat der Stadt Wien als Vollstreckungsbehorde
bestimmt.

IV. Eine Revision durch die beschwerdefiihrende Partei wegen Verletzung in Rechten nach
Art. 133 Abs. 6 Z 1 B-VG ist gemal § 25a Abs. 4 VwWGG kraft Gesetzes nicht zulassig.

Gegen diese Entscheidung ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG eine ordentliche Revision durch die
belangte Behorde nach Art. 133 Abs. 6 Z 2 B-VG nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

Mit Straferkenntnis vom 17. Oktober 2022, Zahl: MA67/226700717068/2022, hat der
Magistrat der Stadt Wien, Magistratsabteilung 67, als belangte Behorde ***Bf1*** (in weiterer
Folge: Beschwerdefiihrer) angelastet, er habe die Parkometerabgabe fahrlassig verkiirzt indem
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er das mehrspurige Kraftfahrzeug mit dem behoérdlichen Kennzeichen ***1*** am 1. Juli 2022,
um 18:24 Uhr, in einer geblihrenpflichtigen Kurzparkzone in 1210 Wien, ***Adresse***,
abgestellt habe ohne fiir seine Kennzeichnung mit einem fiir den Beanstandungszeitpunkt
glltigen Parkschein gesorgt zu haben. Dadurch habe der Beschwerdefiihrer die
Rechtsvorschrift des § 5 Abs. 2 Parkometerabgabeverordnung, ABI. der Stadt Wien Nr.
51/2005, in der geltenden Fassung, in Verbindung mit § 4 Abs. 1 Parkometergesetz 2006, LGBI.
far Wien Nr. 9/2006, in der geltenden Fassung, verletzt. Wegen dieser Verwaltungsiibertretung
werde Uber den Beschwerdefiihrer gemaR § 4 Abs. 1 Parkometergesetz 2006 eine Geldstrafe in
der H6he von € 60,00 sowie im Falle der Uneinbringlichkeit eine Ersatzfreiheitsstrafe von 14
Stunden verhdngt. Ferner habe der Beschwerdefiihrer gemall § 64 Abs. 2 des
Verwaltungsstrafgesetzes 1991 - VStG einen Betrag von € 10,00 als Mindestbeitrag zu den
Kosten des Strafverfahrens zu zahlen. Der zu zahlende Gesamtbetrag
(Strafe/Kosten/Barauslagen) betrage daher € 70,00.

Die Begriindung des Straferkenntnisses lautet auszugsweise wie folgt:

LAufgrund der Aktenlage ergibt sich folgender Sachverhalt:

Aus der dem Verfahren zugrundeliegenden Beanstandung, welche von einem
Parkraumiiberwachungsorgan der Landespolizeidirektion Wien mittels Organstrafverfiigung
vorgenommen wurde, und dem Ermittlungsergebnis geht hervor, dass das
verfahrensgegenstdndliche Kraftfahrzeug an der im Spruch bezeichneten Ortlichkeit abgestellt
war, sodass es dort zur angefiihrten Zeit im Bereich der gebiihrenpflichtigen Kurzparkzone
gestanden ist, ohne dass die Parkometerabgabe entrichtet wurde. Uber die Abstellung ist ein
Fotobeweis vorhanden.

In Ihrem fristgerechten Einspruch brachten Sie vor, dass Sie aufgrund Reparaturarbeiten das
Fahrzeug nach Erlaubnis des Hausbesitzers zwischen Gehsteig und Fahrbahn auf den
Griinstreifen, welcher sich vor der Hauseinfahrt befindet, abgestellt hdétten.

Beweis wurde durch Einsichtnahme in den gegensténdlichen Verwaltungsstrafakt erhoben.
Rechtlich ist dieser Sachverhalt wie folgt zu beurteilen:

Gemdfs § 2 Abs. 1 Z. 1 StVO 1960 gilt im Sinne dieses Bundesgesetzes als StrafSe eine fiir den
Fufigiéinger- oder Fahrzeugverkehr bestimmte Landfldiche samt den in ihrem Zuge befindlichen
und diesem Verkehr dienenden baulichen Anlagen.

§ 1 Abs. 1 zweiter Satz StVO zu Folge sind Strafien mit 6ffentlichem Verkehr solche, die von
jedermann unter den gleichen Bedingungen beniitzt werden kénnen. Bei der Beurteilung dieser
Frage kommt es nach stéindiger Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes nicht auf die
Eigentumsverhdltnisse am Strafsengrund an bzw. ob die in Frage stehende Verkehrsfléiche ganz
oder teilweise im Privateigentum steht. Entscheidend ist vielmehr das ausschliefSliche Merkmal
des Fufsgénger- bzw. Fahrzeugverkehrs, also ihre Benlitzung. Eine StrafSe kann dann von
jedermann unter den gleichen Bedingungen beniitzt werden, wenn sie nach dem dufSeren
Anschein zur allgemeinen Benlitzung freisteht.

Eine StrafSe mit 6ffentlichem Verkehr, fiir die die Strafsenverkehrsordnung gilt, liegt somit dann
vor, wenn die Verkehrsfldche nicht derartig gekennzeichnet (z.B. durch Abschrankung), dass fiir
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jedermann erkennbar ist, dass diese nur von bestimmten Personen benlitzt werden darf und
daher die Benlitzung fiir andere Personen faktisch nicht méglich ist.

Auf die Tatértlichkeit sind, wie sich aus der Organ Strafverfligung und den Fotos des
Meldungslegers ergibt, eindeutig die Bestimmungen der Strafsenverkehrsordnung anzuwenden,
und es geht klar hervor, dass die in Frage stehende Verkehrsfléiche als éffentlich zu qualifizieren
ist.

Es konnte demzufolge nicht erkannt werden, dass die Parkometerabgabeverordnung an der
Tatoértlichkeit nicht anzuwenden ist.

§ 1 Parkometerabgabeverordnung zufolge ist fiir das Abstellen von mehrspurigen
Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen (§ 25 StVO 1960) eine Abgabe zu entrichten.

Der Begriff ,Abstellen” umfasst sowohl das Halten im Sinne der Begriffsbestimmung des § 2
Abs. 17 27 der StVO 1960, als auch das Parken im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 28 der StVO 1960 von
mehrspurigen Kraftfahrzeugen.

Gemdf3 § 5 Abs. 1 Parkometerabgabeverordnung gilt die Abgabe mit der ordnungsgemdfen
Entwertung des Parkscheines (der Parkscheine) oder mit der Bestdtigung der Abstellanmeldung
als entrichtet.

Zur Entrichtung der Abgabe sind der Lenker, der Besitzer und der Zulassungsbesitzer zur
ungeteilten Hand verpflichtet. Jeder Lenker, der ein mehrspuriges Kraftfahrzeug in einem
Gebiet abstellt, fiir das eine Abgabepflicht besteht, hat die Parkometerabgabe bei Beginn des
Abstellens des Fahrzeuges zu entrichten. Die Lenker haben bei der Durchfiihrung der
angeordneten Kontrollmafsnahmen mitzuwirken.

Dieser Verpflichtung sind Sie nicht nachgekommen.

Auch das Parken in der Einfahrt des Hauses ***Adresse*** stellt einen VerstofS gegen die
StrafSenverkehrsordnung dar, da gemdf3 § 24 Abs. 3 lit. b StVO 1960 das Parken vor Haus- und
Grundstiickseinfahrten verboten ist.

Nur wer iiber eine Haus- oder Grundstiickseinfahrt allein verfiigungsberechtigt ist, verstofSt
nicht gegen das Parkverbot des § 24 Abs. 3 lit. b StVO (Erkenntnis vom Verwaltungsgerichtshof
vom 12.5.1964, ZI. 1965/31; vom 13.6.1975, ZI. 1976/169).

Es ist auch noch festzuhalten, dass Ihr Fahrzeug mit zwei Rddern auf dem Gehsteig abgestellt
war, welcher ein weiterer Verstofs gegen die Strafienverkehrsordnung gemdpf § 8 Abs. 4 StVO
1960 darstellt.

Beide oben erwdhnten Ubertretungen wurden wegen Erstmaligkeit nicht weiterverfolgt. Sie
werden noch darauf aufmerksam gemacht, dass Sie im Wiederholungsfall mit der Verhéngung
einer Geldstrafe rechnen miissen.

Durch die einem Dritten gewdhrte Erlaubnis des Einfahrtsberechtigten, vor dessen Haus- bzw.
Grundstiickseinfahrt parken zu diirfen, kann die Strafbarkeit der Ubertretung des im § 24 Abs.
lit. b festgelegten Verbotes nicht aufgehoben werden. (Erkenntnis vom Verwaltungsgerichtshof
vom 25.3.1969, ZI. 1970/3)

Bei dieser Verwaltungsiibertretung handelt es sich um ein so genanntes Ungehorsamsdelikt im
Sinne des § 5 VStG, d. h. zur Strafbarkeit geniigt, wenn eine Verwaltungsvorschrift iiber das
Verschulden nicht anderes bestimmt, fahrldssiges Verhalten.
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Fahrléssigkeit ist bei Zuwiderhandeln gegen ein Verbot oder bei Nichtbefolgen eines Gebotes
dann ohne weiteres anzunehmen, wenn zum Tatbestand einer Verwaltungsiibertretung der
Eintritt eines Schadens oder einer Gefahr nicht gehért und der Téter nicht glaubhaft macht,
dass ihn an der Verletzung der Verwaltungsvorschrift kein Verschulden trifft. Dies konnten Sie
nicht glaubhaft machen.

Somit sind sowohl die objektiven als auch die subjektiven Voraussetzungen fiir die Strafbarkeit
gegeben. Im Zuge des Verfahrens sind dariiber hinaus keine Tatsachen hervorgekommen, die zu
dessen Einstellung fiihren hétten kénnen. Die Behdrde legte deshalb ihrer Straferkenntnis den
Akteninhalt zugrunde.

Zur Strafbemessung hat die Behérde Folgendes erwogen:

Handlungen oder Unterlassungen, durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrldissig verkiirzt
wird, sind als Verwaltungsiibertretungen mit Geldstrafen bis zu EUR 365,00 zu bestrafen (§ 4
Abs. 1 Parkometergesetz 2006).

Die verhéingte Geldstrafe soll durch ihre Hbéhe dazu geeignet sein, Sie wirksam von einer
Wiederholung abzuhalten.

Grundlage fiir die Bemessung der Strafe sind gemdf3 § 19 VStG die Bedeutung des strafrechtlich
geschiitzten Rechtsgutes und die Intensitdt seiner Beeintréichtigung durch die Tat.

Jedes fahrléissige Verkiirzen der Parkometerabgabe, d.h. jedes Abstellen eines mehrspurigen
Kraftfahrzeuges in einer gebiihrenpflichtigen Kurzparkzone, ohne dass hierfiir die nach der
Parkometerabgabeverordnung vorgeschriebene Parkometerabgabe durch einen
ordnungsgemdfs entwerteten Parkschein entrichtet wird, schédigt in nicht unerheblichem MajfSe
sowohl das 6ffentliche Interesse an der Entrichtung von Abgaben, als auch an der Erleichterung
des innerstddtischen Verkehrs und an der Rationierung des in Wien vorhandenen Parkraumes,
dem die Strafdrohung dient.

Der Unrechtsgehalt der gegenstéindlichen Verwaltungsiibertretung ist im Hinblick auf den
Sachverhalt - selbst bei Fehlen sonstiger nachteiliger Folgen - nicht gerade gering.

Dass die Einhaltung der Vorschriften eine besondere Aufmerksamkeit erfordert habe oder dass
die Verwirklichung des Tatbestandes aus besonderen Griinden nur schwer hdtte vermieden
werden kénnen, ist auf Grund der Tatumsténde nicht anzunehmen und es kann daher lhr
Verschulden nicht als geringfiigig angesehen werden.

Bei der Strafbemessung wurden lhre Einkommens- und Vermdégensverhdltnisse sowie allfdllige
Sorgepflichten, soweit diese der Behérde bekannt waren, beriicksichtigt. Zudem wurde auf
eventuell vorhandene verwaltungsstrafrechtliche Vormerkungen Bedacht genommen.

Unter Bedachtnahme auf diese Strafzumessungsgriinde und den bis zu EUR 365,00 reichenden
Strafsatz, den Unrechtsgehalt der Tat und das Verschulden ist die verhéngte Geldstrafe selbst
bei Annahme von ungiinstigen wirtschaftlichen Verhdltnissen durchaus angemessen und
keineswegs zu hoch.

Die Auferlegung des Beitrages zu den Kosten des Verfahrens stiitzt sich auf die zwingende
Vorschrift des § 64 Abs. 2 des VStG 1991.“
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In der dagegen erhobenen Beschwerde vom 2. November 2022 wurde wie folgt ausgefihrt:

,Sehr geehrte Damen und Herren,

danke fiir die ausfiihrliche Info.

Betreffend Begriindung stellen sie fest, dass ich das KFZ auf dem Griinstreifen abstellte. Vor
dem Haus an der Adresse ***Adresse***, 1210 Wien befindet sich zwischen Gehsteig und
Fahrbahn ein Griinstreifen, der zum Zweck der Hauseinfahrt unterbrochen und asphaltiert ist.
Ich habe auf dieser asphaltierten Fldche mein Fahrzeug mit Genehmigung des Hausbesitzers
abgestellt

Sie halten fest, dass es einen Fotobeweis gibt, den ich gerne sehen wiirde.

Die Ein-, Auf- oder Uberfahrt ist von der StrafSe in Richtung Grundstiick abgeschrigt und vor
dem Gehsteig durch einen Randstein abgegrenzt.

Ich sehe das als eine Trennung von einer Strafse mit éffentlichem Verkehr.

Da ich laut Organstraf-, Straf- und Anonymverfiigung gegen die Parkraumverordnung
verstofsen habe, habe ich bei meinem Einspruch gefragt, ob das Parken mit Parkschein vor dem
Haus ***Adresse*** erlaubt ist. Das haben Sie mir in Ihrem letzten Schreiben nicht
beantwortet.”

Da der Beschwerdefiihrer in der Beschwerde vom 2. November 2022 ausfiihrte, er wolle den
Fotobeweis sehen, wies ihn das Bundesfinanzgericht mit Beschluss vom 25. November 2022,
zugestellt am 1. Dezember 2022, auf das Recht der Akteneinsichtnahme hin und forderte ihn
dahingehend allenfalls zu einer Terminvereinbarung innerhalb einer Frist von zwei Wochen ab
Zustellung des Beschlusses auf.

Der Beschluss vom 25. November 2022 blieb unbeantwortet.

Uber die Beschwerde wurde erwogen:

Das kontrollierende Parkraumiiberwachungsorgan (Meldungsleger) hat das Abstellen des
mehrspurigen Kraftfahrzeuges mit dem amtlichen Kennzeichen ***1*** am 1. Juli 2022, um
18:24 Uhr, in der im 21. Wiener Gemeindebezirk befindlichen, gebiihrenpflichtigen
Kurzparkzone, ***Adresse***, ohne Kennzeichnung mit einem fiir den

Beanstandungszeitpunkt glltigen Parkschein beanstandet.

Nicht bestritten werden der Beanstandungszeitpunkt und der Abstellort des
verfahrensgegenstandlichen Fahrzeuges sowie die Tatsache, dass kein giltiger Parkschein
vorhanden war.

Der Beschwerdefiihrer meint aber er habe mit Genehmigung des Hausbesitzers sein Fahrzeug
nicht auf dem zwischen Gehsteig und Fahrbahn befindlichen Griinstreifen abgestellt, sondern
auf jener Flache, welche zum Zweck der Hauseinfahrt unterbrochen und asphaltiert sei. Da die
Ein-, Auf- oder Uberfahrt von der StraRe in Richtung Grundstiick abgeschrigt sei und vor dem
Gehsteig durch einen Randstein abgegrenzt werde, sei eine Trennung von einer Stralle mit
offentlichem Verkehr gegeben.
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§ 1 StVO 1960 normiert:

"(1) Dieses Bundesgesetz gilt fiir Strafsen mit 6ffentlichem Verkehr. Als solche gelten Strafsen,
die von jedermann unter den gleichen Bedingungen beniitzt werden kénnen."

Nach der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes kann eine StraRe dann von
jedermann unter den gleichen Bedingungen beniitzt werden, wenn sie nach dem dulReren
Anschein zur allgemeinen Benitzung freisteht. Fiir die Widmung als Stralle mit 6ffentlichem
Verkehr ist ein Widmungsakt nicht erforderlich und es kommt auch nicht auf die
Eigentumsverhaltnisse am StralRengrund an, d.h. also nicht darauf, ob die betreffende
Landflache ganz oder teilweise im Privateigentum steht (vgl. VWGH vom 31. Janner 2014,
2013/02/0239, mwN).

Unter Benltzung fiir jedermann unter den gleichen Bedingungen ist zu verstehen, dass
irgendeine denkbare Benlitzung im Rahmen des FuRgdanger- und Fahrzeugverkehrs jedermann
offen stehen muss. Der Begriff der Benlitzung unter den gleichen Bedingungen kann nicht so
ausgelegt werden, dass die Einschrankung einer Benlitzungsart auf einen bestimmten
Personenkreis allein der StraBe den Charakter einer 6ffentlichen Verkehrsflache entzoge (vgl.
VwGH vom 21. November 2014, 2013/02/0168, mwN).

Eine im Privateigentum stehende Stral3e ist nur dann nicht als im 6ffentlichen Verkehr stehend
anzusehen, wenn sie abgeschrankt ist oder ihre Benutzung unter Hinweis auf ihre Eigenschaft
als Privatstrae der Allgemeinheit ersichtlich verboten wird (vgl. VwGH vom 31. Mérz 2006,
2006/02/0009).

§ 2 StVO 1960 normiert:

(1) Im Sinne dieses Bundesgesetzes gilt als
1. StrafSe: eine fiir den Fufsgiéinger- oder Fahrzeugverkehr bestimmte Landfldche samt den in
ihrem Zuge befindlichen und diesem Verkehr dienenden baulichen Anlagen”

Da es bei einer Stralle mit 6ffentlichem Verkehr nicht auf die Eigentumsverhaltnisse am
StraBengrund ankommt und der Abstellort des verfahrensgegenstandlichen Fahrzeuges weder
abgeschrankt war noch dessen Benutzung der Allgemeinheit untersagt wurde (offenkundig auf
Grund der Tatsache, dass, der Beschwerdefiihrer die nicht in seinem Eigentum stehende
Verkehrsflache benutzen durfte), geht das Bundesfinanzgericht nach der oben angefiihrten
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes davon aus, dass der Abstellort des
verfahrensgegenstandlichen Fahrzeugs als Stralde mit 6ffentlichem Verkehr im Sinne der StVO
1960 und somit als Bestandteil der flachendeckenden Kurzparkzone des 21. Wiener
Gemeindebezirks zu betrachten war und ist.

§ 1 Wiener Parkometerabgabeverordnung normiert:

,Ftir das Abstellen von mehrspurigen Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen (§ 25 StVO 1960) ist
eine Abgabe zu entrichten.”
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§ 5 Wiener Parkometerabgabeverordnung normiert:

(1) Die Abgabe gilt mit der ordnungsgemdifen Entwertung des Parkscheins (der Parkscheine)
oder mit der Bestdtigung der Abstellanmeldung als entrichtet.

(2) Zur Entrichtung der Abgabe sind der Lenker, der Besitzer und der Zulassungsbesitzer zur
ungeteilten Hand verpflichtet. Jeder Lenker, der ein mehrspuriges Kraftfahrzeug in einem
Gebiet abstellt, fiir das eine Abgabepflicht besteht, hat die Parkometerabgabe bei Beginn des
Abstellens des Fahrzeuges zu entrichten. Die Lenker haben bei der Durchfiihrung der
angeordneten Kontrollmafginahmen mitzuwirken.

Die Beschwerdefiihrer hat das verfahrensgegenstdndliche Fahrzeug in einer
gebiihrenpflichtigen Kurzparkzone abgestellt ohne zu Beginn und fiir die gesamte Dauer des
Abstellens einen gliltigen Parkschein auszufiillen bzw. zu aktivieren und somit den objektiven
Tatbestand der fahrldssigen Abgabenverkiirzung verwirklicht.

§ 5 VStG normiert:

»(1) Wenn eine Verwaltungsvorschrift (iber das Verschulden nicht anderes bestimmt, genligt
zur Strafbarkeit fahrldssiges Verhalten. Fahrléssigkeit ist bei Zuwiderhandeln gegen ein Verbot
oder bei Nichtbefolgung eines Gebotes dann ohne weiteres anzunehmen, wenn zum Tatbestand
einer Verwaltungsiibertretung der Eintritt eines Schadens oder einer Gefahr nicht gehért und
der Tdter nicht glaubhaft macht, dafs ihn an der Verletzung der Verwaltungsvorschrift kein
Verschulden trifft.

(2) Unkenntnis der Verwaltungsvorschrift, der der Tdter zuwidergehandelt hat, entschuldigt nur
dann, wenn sie erwiesenermafSen unverschuldet ist und der Téter das Unerlaubte seines
Verhaltens ohne Kenntnis der Verwaltungsvorschrift nicht einsehen konnte.”

Der Beschwerdefiihrer brachte keine Griinde vor, um sein mangelndes Verschulden darzutun,
und es waren auch aus der Aktenlage keine Umstande ersichtlich, dass ihn an der Begehung
der Verwaltungsibertretung kein Verschulden trafe, weshalb von zumindest fahrlassigem
Verhalten auszugehen ist.

Somit sind auch die subjektiven Voraussetzungen der Strafbarkeit als erwiesen anzusehen.

§ 4 Wiener Parkometergesetz 2006 normiert:

»(1) Handlungen oder Unterlassungen, durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrldssig
verkiirzt wird, sind als Verwaltungsiibertretungen mit Geldstrafen bis zu 365 Euro zu
bestrafen.”

§ 19 VStG normiert:

»(1) Grundlage fiir die Bemessung der Strafe sind die Bedeutung des strafrechtlich geschiitzten
Rechtsgutes und die Intensitdt seiner Beeintréichtigung durch die Tat.

(2) Im ordentlichen Verfahren (§§ 40 bis 46) sind (iberdies die nach dem Zweck der
Strafdrohung in Betracht kommenden Erschwerungs- und Milderungsgriinde, soweit sie nicht
schon die Strafdrohung bestimmen, gegeneinander abzuwdgen. Auf das Ausmafs des
Verschuldens ist besonders Bedacht zu nehmen. Unter Berlicksichtigung der Eigenart des
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Verwaltungsstrafrechtes sind die §§ 32 bis 35 des Strafgesetzbuches sinngemdf$ anzuwenden.
Die Einkommens- und Vermdgensverhdltnisse und allfillige Sorgepflichten des Beschuldigten
sind bei der Bemessung von Geldstrafen zu beriicksichtigen.”

Die der Bestrafung zu Grunde liegende Verwaltungsibertretung schadigte in nicht
unerheblichem Male das als sehr bedeutend einzustufende 6ffentliche Interesse an der
Bewirtschaftung des ohnehin knappen innerstadtischen Parkraumes sowie an der
ordnungsgemaRen und fristgerechten Entrichtung der Parkometerabgabe. Der objektive
Unrechtsgehalt der fahrlassigen Abgabenverkiirzung kann daher, selbst bei Fehlen sonstiger
nachteiliger Folgen, keineswegs als gering angesehen werden (vgl. VWGH 25. November 2003,
2003/17/0222, mwN, sowie VWGH 16. Mai 2011, 2011/17/0053, mwN).

Das Ausmal’ des Verschuldens war im beschwerdegegenstandlichen Fall in Anbetracht der
AuBerachtlassung der objektiv gebotenen und dem Beschwerdefiihrer zumutbaren Sorgfalt
nicht als geringfligig zu werten, weil weder hervorgekommen noch auf Grund der Tatumstande
anzunehmen ist, dass die Einhaltung der verletzten Rechtsvorschriften durch den
Beschwerdefiihrer eine besondere Aufmerksamkeit erfordert hatte oder dass die
Verwirklichung des Straftatbestandes aus besonderen Griinden nur schwer hatte vermieden
werden kdnnen.

Da keine rechtskraftigen verwaltungsstrafrechtlichen Vormerkungen aktenkundig sind, kommt
dem Beschwerdefiihrer der Milderungsgrund der verwaltungsstrafrechtlichen
Unbescholtenheit zu Gute. Weitere Milderungsgriinde sind nicht hervorgekommen.

Fir eine ungilinstige Einkommens- und Vermogenssituation des Beschwerdefiihrers besteht
nach der Aktenlage kein Anhaltspunkt, sodass von durchschnittlichen wirtschaftlichen
Verhaltnissen auszugehen ist. Sorgepflichten sind ebenfalls nicht bekannt geworden und
konnen daher nicht bericksichtigt werden.

Unter Bedachtnahme auf die angefiihrten Strafbemessungsgriinde sowie aus general- und
spezialpraventiven Erwagungen ist die verhangte Geldstrafe in Hohe von € 60,00 angesichts
des bis zu € 365,00 reichenden Strafrahmens als angemessen und nicht Gberhoht zu
betrachten.

§ 44 VwGVG normiert:

,(3) Das Verwaltungsgericht kann von einer Verhandlung absehen, wenn
3. im angefochtenen Bescheid eine 500 Euro nicht iibersteigende Geldstrafe verhéngt wurde [...]
und keine Partei die Durchfiihrung einer Verhandlung beantragt hat.”

Es konnte von der Durchfiihrung einer miindlichen Verhandlung abgesehen werden, weil eine
solche nicht beantragt und im angefochtenen Straferkenntnis eine € 500 nicht lbersteigende
Geldstrafe verhangt wurde.
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Kostenentscheidung

Da der Kostenbeitrag des erstinstanzlichen Verfahrens gemal § 64 VStG mit 10% der
verhadngten Strafe, mindestens jedoch mit € 10,00, zu bemessen ist, wurde er mit € 10,00
korrekt festgesetzt.

GemaR § 52 Abs. 1 VWGVG ist in jedem Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes, mit dem ein
Straferkenntnis bestatigt wird, auszusprechen, dass der Bestrafte einen Beitrag zu den Kosten
des Strafverfahrens zu leisten hat.

GemaR § 52 Abs. 2 VWGVG ist dieser Betrag flir das Beschwerdeverfahren mit 20% der
verhangten Strafe, mindestens jedoch mit zehn Euro zu bemessen.

Die beschwerdefiihrende Partei hat daher gemal} § 52 Abs. 2 VWGVG weitere € 12,00 als
Kostenbeitrag zum verwaltungsgerichtlichen Verfahren zu leisten.

GemaR § 52 Abs. 6 VWGVG sind die §§ 14 und 54b Abs. 1 und 1a VStG sinngemald anzuwenden.
Gemal § 54b Abs. 1 VStG idF BGBI | 2013/33 sind rechtskraftig verhdangte Geldstrafen oder
sonstige in Geld bemessene Unrechtsfolgen binnen zwei Wochen nach Eintritt der Rechtskraft
zu bezahlen. Erfolgt binnen dieser Frist keine Zahlung, kann sie unter Setzung einer
angemessenen Frist von hochstens zwei Wochen eingemahnt werden. Nach Ablauf dieser Frist
ist die Unrechtsfolge zu vollstrecken. Ist mit Grund anzunehmen, dass der Bestrafte zur
Zahlung nicht bereit ist oder die Unrechtsfolge uneinbringlich ist, hat keine Mahnung zu
erfolgen und ist sofort zu vollstrecken oder nach Abs. 2 vorzugehen.

Gemal § 25 Abs. 2 BFGG hat das Bundesfinanzgericht, soweit dies nicht in der BAO, im ZolIR-
DG oder im FinStrG geregelt ist, in seiner Entscheidung zu bestimmen, welche
Abgabenbehorde oder Finanzstrafbehérde die Entscheidung zu vollstrecken hat.

Hier erweist sich das Magistrat der Stadt Wien als Vollstreckungsbehorde zweckmafig, da dem
Magistrat der Stadt Wien bereits gemall § 1 Abs. 1 Z 3 VVG die Vollstreckung der von den
(anderen) Verwaltungsgerichten erlassenen Erkenntnisse und Beschliisse obliegt (vgl. fir viele
ausfuihrlich BFG 13. Mai 2014, RV/7500356/2014 sowie Wanke/Unger, BFGG § 25 BFGG Anm.
6).

Zur Unzulassigkeit der Revision

Gegen diese Entscheidung ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG eine Revision nicht zuldssig, da das
Erkenntnis nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung
zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu |6sende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich
beantwortet wird.
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Eine solche Rechtsfrage lag verfahrensgegenstandlich nicht vor.

Wien, am 16. Dezember 2022

10 von 10



	Entscheidungsgründe
	Über die Beschwerde wurde erwogen:
	Kostenentscheidung
	Zur Unzulässigkeit der Revision



